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SozialeMarktwirtschaft – eindeutscherMythos
Nicht das Verteilen des halben
Mantels, sondern die Schaffung
von Mantelfabriken schafft
Wohlstand. Eine Replik auf
Peter Schallenberg
VON PROFESSOR MARTIN RHONHEIMER

In seiner Antwort „Barmherzigkeit
schafft Wohlstand“ (DT 18.2.) auf mein
Interview mit der FAS („Barmherzigkeit

schafft keinen Wohlstand“, 12.2.2017) gibt
mein Kollege Peter Schallenberg mir inso-
fern Recht, als auch er die Äußerungen von
Papst Franziskus über eine „Wirtschaft, die
tötet“ auf dem Hintergrund der Erfahrun-
gen „unerträglicher sozialer Unterschiede
und Zerklüftungen“ und „schreiender Ar-
mut“ in Lateinamerika versteht. Schallen-
berg rechtfertigt dann aber die generelle
Kritik des Papstes an der freien Marktwirt-
schaft, indem er jene traurige Wirklichkeit
in einen Topf wirft mit einem angeblich in
der entwickelten Welt existierenden „‘Casi-
no-Kapitalismus‘ ohne Regeln und Gesetze
und Anstrengung zur Umverteilung und
zur gerechten Besteuerung“, der, so Schal-
lenberg, zur Finanzkrise von 2007 und zur
nachfolgenden Wirtschaftskrise geführt
habe.

Interventionismus, nicht
Kapitalismus schafft Krisen

Dem ist entschieden zu widersprechen.
Ursache der Finanzkrise von 2007 waren
keineswegs nichtregulierte Märkte, sondern
eine Politik, die Banken gesetzlich ver-
pflichtete, jedem Amerikaner den Erwerb
eines Eigenheims zu ermöglichen sowie
entsprechende Staatsgarantien für Kredit-
ausfälle und eine Politik des billigenGeldes,
die den so verursachten Immobilienboom
anheizte. Unverantwortliche Praktiken von
Finanzinstituten mit verbrieften Subprime-
krediten und „Casino-Kapitalismus“ waren
die Folge dieser Abschiebung des Risikos auf
den Steuerzahler. Gewinnorientiertes
unternehmerisches Handeln in einem
freien Markt ohne Einmischung von Staat
und Politik hätte weder ein solches Verhal-
ten noch das nachfolgende Desaster jemals
hervorgebracht. Ähnliches gilt für die 1929
beginnende Weltwirtschaftskrise – auch
hier war eine Politik des billigen Geldes
Ursache des Übels –, wie auch für die gro-
ßen Krisen des 19. Jahrhunderts, etwa die
Weltwirtschaftskrise von 1873: Das in den
USA durch die politische Förderung und
staatliche Subventionierung des Eisen-
bahnbaus entstandene Spekulationsfieber
riss die gesamte Weltwirtschaft mit sich.
Enormes soziales Elend war die Folge.

Verursacher der großen Wirtschaftskri-
sen, wie auch der Bildung von schädlichen
Monopolen und Kartellen, waren nicht Ka-
pitalismus und freie Marktwirtschaft, son-
dern Staatsinterventionismus. So im 19.
Jahrhundert zum Beispiel die deutsche
Schutzzollpolitik. Bismarck wie auch Ver-
treter der Historischen Schule der National-
ökonomie – die „Kathedersozialisten“ – ver-
unglimpften die Idee des Freihandels als
„Manchestertum“, eine Diffamierung, die
bis heute anhält. Gerade in Deutschland
förderten sie die Vorstellung, „Marktwirt-
schaft“ sei als solche nicht sozial, erst durch
staatliche Lenkung werde sie in den Dienst
des Gemeinwohls gestellt. Ausgerechnet
Alfred Müller-Armack, einer der Gründer-

väter einer so verstandenen SozialenMarkt-
wirtschaft, schrieb jedoch 1947, „dass die
Hauptursachen für das Versagen der libera-
len Marktwirtschaft gar nicht so sehr in ihr
selbst liegen, als in einer Verzerrung, der sie
durch den von außen kommenden Inter-
ventionismus seit dem Ende des vergange-
nen Jahrhunderts zunehmend unterlag“.
Und Alexander Rüstow meinte 1945, die
„Entartung der Marktwirtschaft“ sei „direkt
und indirekt durch gehäufte subventionis-
tische, protektionistische und monopolför-
dernde Maßnahmen des Staates herbeige-
führt worden, (...) d.h. aber durch einen
flagranten Verstoß gegen die Grundmaxi-
me des Liberalismus: Laisser-Faire, Laissez
Passer.“ Sehr richtig: Schädliche Monopole
sind jene, die der Staat schafft oder schützt.

Aus der Legende, Schuld an den Krisen
der Vergangenheit sei der „ungezügelte Ka-
pitalismus“ gewesen, nährt sich der – sehr
deutsche –Mythos von der absoluten Über-
legenheit der Sozialen Marktwirtschaft und
der katholischen Soziallehre als deren au-
thentischen Interpretation. Als Kontrastfo-
lie dient Schallenberg die USA und ihr an-
geblich unsozialer Kapitalismus. Er unter-
schlägt, dass es gerade die groß angelegten
Sozialhilfeprogramme seit Präsident John-
son waren, die in den USA die Konservie-
rung bestehender und die Entstehung neu-
er Armut bewirkten. Das System wurde von
Präsident Clinton reformiert – allerdings zu

spät, um das Verharren weiter Bevölke-
rungsschichten in der Armutsfalle rückgän-
gig machen zu können. Indes wurden in
den letzten Jahren durch Regulierungen
und hohe Körperschaftssteuern in den USA
unternehmerische Initiative und damit die
Schaffung von Arbeitsplätzen behindert –
in Zeiten der Globalisierung und des rasan-
ten technologischen Wandels eine wirt-
schaftspolitische Todsünde.

Für Ludwig Erhard war der
Wettbewerb sozial

Was überhaupt war ursprünglich mit
„Sozialer Markwirtschaft“ gemeint? Ludwig
Erhard, ihr überaus erfolgreicher Schöpfer,
war ein dezidierter Gegner einer Politik des
„sozialen Ausgleichs“ und von Umvertei-
lung – nachzulesen in seinem Buch „Wohl-
stand für alle“ aus dem Jahre 1957. Zudem
vertrat er die Ansicht, die „Entwicklung
zum Versorgungsstaat“ sei „schon dann
eingeleitet, wenn der staatliche Zwang über
den Kreis der Schutzbedürftigen hinaus-
greift“. Jede Form der steuerfinanzierten
Umverteilung sei „Flucht vor der Eigenver-
antwortung“. Sie führe zu einer gesell-
schaftlichen Ordnung, „in der jeder die
Hand in der Tasche des anderen hat“, zur
„Aufblähung der öffentlichen Haushalte“
und zunehmenden Abhängigkeit des Bür-
gers vom Staat. Eine präzise Beschreibung
dessen, was Schallenberg als „systemisch
organisierte Nächstenliebe“ anpreist.

Das Soziale an der Sozialen Marktwirt-
schaft war für Erhard der marktwirtschaftli-
che Wettbewerb. In einer wettbewerblichen
Marktwirtschaft, eingebunden in eine
Rechtsordnung mit klaren Regeln, kann je-
der Bürger zu leistungsgemäßem Wohl-
stand gelangen. Arbeitsunfähigen hilft die
Gemeinschaft. Mit seinem Lehrer Franz
Oppenheimer war Erhard der Meinung,
Monopole und Kartelle würden die Kauf-
kraft des Konsumenten verringern und sei-
en deshalb unsozial. Doch war Erhard hier
weniger radikal als die Ordoliberalen, die
sämtliche Konzerne beseitigen wollten und
Ansichten vertraten, auf die sich heute
Sahra Wagenknecht berufen kann.

Müller-Armack vertrat eine eher staats-
orientierte Konzeption der Sozialen Markt-
wirtschaft. Sie begann sich nach Erhards
Abgang aus der Politik, vor allem aber mit
der sozialliberalen Koalition ab 1969

durchzusetzen. Von da an ging die Ent-
wicklung genau in die Richtung, vor der
Erhard gewarnt hatte. Mit dem anfängli-
chen Konzept – auch demjenigen der Frei-
burger Ordoliberalen – hat die heutige, zu
einer gigantischen Umverteilungsmaschi-
nerie mutierte Soziale Marktwirtschaft we-
nig zu tun. Sie konnte nur dank der Arbeits-
marktreformen von Schröders Agenda
2010 vor dem Kollaps gerettet werden –
eine Reform, die allerdings genau aufgrund
der von Schallenberg befürworteten Logik
„systemisch organisierter Nächstenliebe“
nun Schritt für Schritt rückgängig gemacht
wird. Das zunehmend schuldenfinanzierte
Erfolgsmodell könnte sehr bald zum kollek-
tiven Albtraum werden.

Dieses System ist nicht nur deshalb
problematisch, weil es die individuelle Frei-
heit und Selbstverantwortung aushöhlt
und weitgehend die Familie funktionslos
macht, bzw. als Vorsorge- und Solidarge-
meinschaft zerstört, sondern auch, weil es
alle – vor allem aber den Mittelstand und
die untersten Schichten – ärmer macht, in-
dem es die Vermehrung vonWohlstand be-
hindert, gerade auch für die kommenden
Generationen. Das gilt auch für flächende-
ckende Mindestlöhne, die Schallenberg be-
fürwortet: Damit werden die Geringstquali-
fizierten ausgegrenzt und in die Sozialhilfe
geschoben. Der gegenwärtige Sozialstaat ist
ein System, das nicht mehr Wohlstand
schafft, sondern durch falsche Anreize und
hohe Steuerlast Ressourcen, die produktiv
verwendet werden könnten, in den Kon-
sum umlenkt, was nichts anderes bedeutet
als der Schaffung vonmehr „Wohlstand für
alle“ entgegenzuwirken.

Schallenberg anerkennt zwar die Bedeu-
tung des Unternehmertums, verkennt aber
dessen entscheidende Leistung für das Ge-
meinwohl. Nicht das Verteilen des halben
Mantels, sondern die Schaffung von Man-
telfabriken schafft Wohlstand! Die „syste-
misch organisierte Nächstenliebe“ des
steuerfinanzierten Sozialstaates wird von
Schallenberg mit dem Klischee begründet,
die „Starken und die Reichen“ hätten „soli-
darisch zu sein mit den Schwächeren und
Ärmeren“. Das müssen sie natürlich, und
nicht nur aus Barmherzigkeit – jedoch
nicht aufgrund staatlichen Zwangs. Die Ar-
gumentation lässt unberücksichtigt, dass
Unternehmer – das „Kapital“ – die Men-
schen in Lohn und Brot bringen und so

auch den größten Teil des Steuersubstrats
generieren. Schallenberg hingegen spricht
von „der sanften Gewalt der Besteuerung“,
mittels derer der Sozialstaat die Reicheren
„zu effektiver Barmherzigkeit, die sich Soli-
darität nennt“ führe. Das, wie auch seine
Ansicht, Barmherzigkeit müsse verordnet,
mit Zwang durchgesetzt werden, ja, der
Staat habe die erzieherische Funktion, aus
erbsündigen Egoisten tugendhafte Men-
schen zu machen, widerspricht nicht nur
allen gesunden moralischen Prinzipien,
sondern wirkt geradezu zynisch: Die „sanf-
te Gewalt der Besteuerung“, die Bürgern bis
zur Hälfte ihres hart erarbeiteten Einkom-
mens wegnimmt und sie damit moralisch
bessern soll, ist diejenige des staatlichen,
polizeibewehrten Gewaltmonopols sowie –
will man im Falle der Kirchensteuern die-
sem ausweichen – in Deutschland zusätz-
lich die kirchliche Drohung mit der Ex-
kommunikation!

Besinnung auf staatskritische
Traditionen der Soziallehre

Nicht Besteuerung generell, aber staat-
lich erzwungene Nächstenliebe ist eine gro-
be Missachtung des Rechts auf Privateigen-
tum und des Subsidiaritätsprinzips. Gewiss:
Eigentum verpflichtet. Das verleiht aber
nicht dem Staat das Recht, dieser morali-
schen Verpflichtung mit Zwang nachzuhel-
fen. Dem steht die Mahnung des katholi-
schen Sozialpolitikers Georg von Hertling
aus dem Jahre 1893 entgegen: „Die Bruder-
liebe zur Grundlage staatlicher Maßnah-
men machen, heißt, die Competenz der
Staatsgewalt überschreiten und zugleich
die Bruderliebe in ihrem Lebensnerv an-
greifen.“ Bischof von Ketteler hatte schon
Jahre zuvor „das Project der durch Majori-
täten decretierten Staatshilfe“ als Verirrung
gegeißelt. Deren Ergebnis sei „ein immer
weiter ausgebildetes Steuer- und Zwangs-
system, an dem sämtliche Staaten fast zu
Grunde gehen und bei denen freie Selbst-
bestimmung und Gesinnung gänzlich in
den Hintergrund treten“. Erst mit Heinrich
Peschs Solidarismus, der soziale Gerechtig-
keit „zum Wohle des Volksganzen“ als
staatliche Veranstaltung verstand und sich
an der Lehre der bereits erwähnten Kathe-
dersozialisten orientierte, insbesondere der-
jenigen Adolph Wagners, wurde diese klas-
sische Tradition der katholischen Sozial-
ethik aufgegeben.

Wir täten gut daran, uns auf die ältere,
staatskritische und freiheitsorientierte Tra-
dition der katholischen Sozialethik zu be-
sinnen. Als „pure Polemik“ bezeichnet
Schallenberg meine Meinung, für eine spe-
zifisch kirchliche Soziallehre gebe es keine
theologischen Vorgaben in der Offenba-
rung und deshalb sei sie dem Zeitgeist aus-
geliefert. Als Gegenargument beruft er sich
auf die biblische und christliche Tradition,
die eine Fülle von „Vorgaben für das soziale
Leben in Nächstenliebe und Solidarität“
enthalte. Offenbar hat er nicht richtig ge-
lesen: Nicht von sozialethischen Vorgaben
für das individuelle Handeln war in dem
Interview die Rede, sondern von einer kir-
chenamtlichen Lehre über die Ordnung
von Staat und Wirtschaft. Eine solche fin-
det sich weder in der Heiligen Schrift noch
in der Tradition. Doch fügte ich hinzu: „Je-
der einzelne Christ hat natürlich eine sozia-
le Verantwortung, und dazu sollen Papst
und Bischöfe die Gläubigen immer wieder
aufrufen.“

Was wir nicht brauchen, so meine Mei-
nung, sind Bischöfe und Theologieprofes-
soren, die den Gläubigen Vorgaben ma-
chen, wie sie als Christen über Fragen der
Wirtschaftsordnung und der Sozialpolitik
denken und entsprechend handeln sollten.
Das halte ich für eine Missachtung der legi-
timen Freiheit der Gläubigen, insbesondere
der Laien. Es spaltet die Gläubigen und
schafft Polarisierungen, die nicht sein müs-
sen, weil sie mit der eigentlichen Aufgabe
des kirchlichen Lehramtes nichts zu tun
haben und wir uns als Christen nicht auf
das Evangelium berufen sollten, um unsere
politischen Präferenzen zu begründen.

Der Autor, geb. 1950, ist Professor für
Ethik und politische Philosophie an der
Päpstlichen Universität Santa Croce,
Rom, und Gründungspräsident des
Austrian Institute of Economics and
Social Philosophy in Wien.

Dass die Kirche den Armen helfen muss, ist unbestritten. Der Vatikan hat deshalb die römische Kirche San Calisto zur Notunterkunft für
Obdachlose umfunktioniert. Aber inwieweit darf der Staat seine Bürger qua Umverteilung zur Caritas zwingen? Foto: KNA


